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zum dpa-Gespräch mit Landrat Jürgen Schütz, Präsident des Landkreistags

Kinderbetreuungsgesetz ist kein Freibrief zur Plünderung der Gemeindekassen

Hohe Kreisumlagen treiben Gemeinden heute schon in den Bankrott

Stuttgart.  Sehr kritisch sieht der Präsident des Gemeindetags, Otwin Brucker, die Ankündigung des neuen Präsidenten des Landkreistags, Jürgen Schütz, zur Betreuung von Kleinkindern. Mit Blick auf die ohnehin schon sehr hohen Kreisumlagen sagte er: „Wir werden nicht in der Lage sein, bis 2010 jährlich 500 Millionen Euro Mehrkosten für eine derartige Kinderbetreuung aufzubringen.“

„Wir wollen mit dem Landkreistag sehr genau prüfen, was möglich ist und wo Bedarf besteht“, meinte Brucker. Zunächst sei es aber Sache der Gemeinden, in enger Abstimmung mit Eltern und freien Trägern für die Kinderbetreuung zu sorgen. Dazu bedürfe es keiner Delegation durch die Kreise und schon gar keiner Finanzierung über die Kreisumlage. „Der Bedarf für eine Tagesbetreuung der unter Dreijährigen ist örtlich sehr unterschiedlich,“ berichtete Brucker, der sich dabei auch auf Erfahrungen bei der Bedarfsplanung für Kindergärten stützt. Die Kommunen seien durchaus in der Lage, für ein bedarfsgerechtes Angebot zu sorgen. Allerdings sei die Zusage des Bundes, den Kommunen bundesweit 1,5 Milliarden dafür zukommen zu lassen, völlig unzureichend und nicht seriös abgesichert.

„Ich erwarte, dass der Landkreistag unsere Forderung nach einer seriösen Finanzierung unterstützt,“ sagte Brucker. „Das Tagesbetreuungsausbaugesetz ist kein Freibrief zur Plünderung der Gemeindekassen.“ Die hohen Kreisumlagen führten heute schon dazu, dass Gemeinden ihre Haushalte nicht mehr ausgleichen könnten.

Mit Unverständnis reagiere man beim Gemeindetag daher auf die Aussage von Schütz, die Hilfe für junge Menschen könne nur durch eine Erhöhung der Kreisumlage verbessert werden. Der Vorschlag, den Gemeinden ihren Anteil an der Umsatzsteuer wegzunehmen und ihn den Landkreisen zur Verfügung zu stellen sei in der heutigen Situation ein Affront für die kreisangehörigen Kommunen. „Weitere Forderungen der Kreise stürzen die Gemeinden in den Bankrott,“ warnte Brucker. Es müsse das Ziel des Landkreistags sein, gemeinsam mit dem Gemeindetag eine Entlastung der Kommunen im sozialen Bereich durchzusetzen und weitere Belastungen durch den Bund ohne finanziellen Ausgleich zu verhindern.

Der von Schütz gewünschte Ausbau der Tagesbetreuung für 20 Prozent der Kleinkinder unter 3 Jahren würde allein in Baden-Württemberg jährlich Betriebskosten von rund 500 Millionen Euro verursachen, ermittelte der Gemeindetag. Die Finanzierungszusage der Bundesregierung gehe davon aus, dass die Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe (Hartz IV) zu einer Entlastung von 2,5 Milliarden Euro führe. Die Realisierung dieser Entlastung, so Brucker, sei aber ungesichert; bisher sei bei den Gemeinden kein Cent angekommen.
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